
20

Der in Österreich seit 1852 gelten-
de § 129 Ib StG, der „Unzucht wider 
die Natur“ bestrafte, bezog sich auf 
Kontakte sowohl zwischen Männern 
als auch zwischen Frauen. Der ent-
sprechende in Deutschland geltende 
§ 175 RStGB bestrafte ausschließlich 
männliche „Unzucht“, dennoch 
blieb die Strafbarkeit von Männern 
und Frauen auch nach dem „An-
schluss“ Österreichs an das Deutsche 
Reich aufrecht. Obwohl also auf dem 
Gebiet Österreichs während der NS-
Zeit der rechtliche Rahmen für Straf-
verfolgung homosexueller Frauen 
gegeben war, war den Untersuchun-
gen der Historikerin Claudia Schopp-
mann zufolge der Anteil lesbischer 
Frauen unter den Verurteilten eher 
gering. Gründe für die unterschiedli-
che Verfolgungspraxis haben zum ei-
nen mit den Räumen zu tun, die Frau-
en und Männer zum Kennenlernen 
und als Treffpunkte nutzten: Männer 
trafen sich vermehrt an öffentlichen 
Orten, die von Gestapo und Kripo 

stärker überwacht werden konnten, 
während Frauen einander etwa am 
gemeinsamen Arbeitsplatz, durch 
einen gemeinsamen Freundeskreis 
oder Inserate kennenlernten. Zum 
anderen betraf die antihomose-
xuelle NS-Politik Frauen und Män-
ner auf unterschiedliche Weise: Im 
Großteil des Deutschen Reichs war 
ausschließlich männliche Homose-
xualität ein Strafdelikt – mit dem 
Rosa Winkel wurde eine eigene Haft-
kategorie in Konzentrationslagern 
geschaffen –, während lesbische 
Frauen vor allem von der Zerstörung 
ihrer Infrastruktur – Vereine, Zeit-
schriften, Treffpunkte – und generell 
von einem patriarchalen, heteronor-
mativen gesellschaftlichen Klima be-
troffen waren. Heute ist unbestritten, 
dass lesbische Frauen in Konzentra-
tionslagern interniert waren; meist 
wurden sie allerdings nicht explizit 
wegen ihrer Sexualität, sondern auf-
grund anderer Kriterien – etwa als 
Jüdinnen oder Kriminelle – verfolgt.

Kontinuitäten statt 
Wiedergutmachung

Die Situation heimkehrender Rosa-
Winkel-Häftlinge kann als mehrfach 
prekär beschrieben werden: Zum ei-
nen gab es eine klare Kontinuität in 
der Strafverfolgung, da der § 129 Ib 
auch über den Zusammenbruch des 

„Dritten Reichs“ hinaus Gültigkeit 
behielt, wenngleich die Rechtspre-
chung und das Strafmaß den Urteilen 
vor dem „Anschluss“ angepasst wur-
den. Die betroffenen Personen galten 
als vorbestraft, es konnte sogar auf 
die Verbüßung von Reststrafen aus 
den NS-Urteilen entschieden werden. 
Zum anderen galten sie nicht als NS-
Opfer und hatten somit kein Recht 
auf eine soziale bzw. finanzielle 
Anerkennung der Verfolgung – das 
Opferfürsorgegesetz berücksichtigte 
die Gruppe der wegen Homosexua-
lität verfolgten Personen nicht. Eine 

„Wiedergutmachung“ bzw. Entschä-
digung war damit ausgeschlossen 
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ell verfolgte Personen zu erwirken 
oder half bei der Beantragung der 
Anrechnung von Haftzeiten auf Pen-
sionszeiten. 1988 versuchte die HOSI 

– allerdings vergeblich –, sich mit den 
drei politischen Opferverbänden zu 
vernetzen, um eine Erweiterung des 
Opferfürsorgegesetzes auf Homose-
xuelle zu erreichen.

Am 9. Dezember 1984 wurde in der 
Gedenkstätte Mauthausen auf In-
itiative der HOSI ein Gedenkstein 
für die homosexuellen Opfer des 
Nationalsozialismus enthüllt. Der 
winkelförmige Stein trägt die Auf-
schrift „Totgeschlagen – Totge-
schwiegen. Den homosexuellen Op-
fern des Nationalsozialismus“ und 
verweist damit nicht nur auf die 
Verfolgung, sondern auch auf den 
Umstand der Verleugnung und das 
Fehlen der Erinnerung an die Ver-
folgung nach 1945. Der Gedenkstein, 
der den ersten Gedenkort seiner Art 
weltweit darstellte, war Modell für 
weitere Gedenksteine, die etwa 1985 
in Neuengamme und 1991 in Sach-
senhausen eingeweiht wurden. 

Das Setzen des Gedenksteins in 
Mauthausen bedeutete allerdings 
nicht automatisch eine Anerken-
nung durch andere Opfergruppen: 
So stießen Aktionen von Verei-
nen und Gruppen aus schwulen 
oder lesbisch-schwulen Zusam-
menhängen, die bei Gedenkfei-
ern auftreten wollten, immer wie-
der auf Widerstand. Lesben- und 
Schwulenaktivist_innen zogen 
etwa bei der 40. Befreiungsfeier in 
der Gedenkstätte des ehemaligen 
KZ Mauthausen am 5. Mai 1985 und 
bei der Einweihung des „Denkmals 
gegen Krieg und Faschismus“ von 
Alfred Hrdlicka am 24. November 
1988 auf dem Wiener Albertinaplatz 
die Ablehnung und den Widerstand 
anderer Teilnehmender bzw. der Ex-
ekutive auf sich. 

Schritte zur 
Anerkennung

Mit dem Übergang in die 1990er Jah-
re zeichnete sich eine Veränderung 
im staatlichen Umgang mit Lesben 

und wurde von Betroffenen auch sel-
ten eingefordert, da diese aufgrund 
der Rechtslage einer Selbstbezichti-
gung gleichkam. 

1971 wurde im Zuge der Kleinen 
Strafrechtsreform das Verbot männ-
licher und weiblicher Homosexua-
lität abgeschafft – eine völlige Ent-
kriminalisierung erfolgte jedoch 
nicht. Das Totalverbot wurde in eine 
Jugendschutzbestimmung umge-
wandelt und durch drei weitere Be-
stimmungen ergänzt. Diese stellten 
nun gleichgeschlechtliche sexuelle 
Handlungen Erwachsener mit jun-
gen Männern unter 18 Jahren sowie 
schwule Prostitution unter Strafe. 
Darüber hinaus wurde – jeweils 
beide Geschlechter betreffend – das 

„Werben“ für Homosexualität und 
der Zusammenschluss zu Vereinen 
und Interessensgemeinschaften ver-
boten – eine Regelung, die übrigens 
bis 1996 galt. Die Einführung dieser 
Nachfolgeparagrafen zeigt deutlich, 
dass Homosexualität weiterhin als 
deviantes Phänomen klassifiziert 
wurde, das von juristischen Maß-
nahmen flankiert werden müsse. 

Wenige Jahre nach der Kleinen Straf-
rechtsreform kamen erste politische 
Zusammenschlüsse von Schwulen 
und Lesben zustande. In Wien bilde-
te sich mit der Gruppe „Coming Out“, 
die etwa zwischen 1976 und 1978/79 
bestand, die wahrscheinlich erste 
politische Gruppe der Schwulen- und 
Lesbenbewegung Österreichs. Lesbi-
sche Frauen begannen sich seit der 
zweiten Hälfte der 1970er Jahre so-
wohl in Frauenbewegungs- als auch 
in schwul/lesbischen Bewegungs-
zusammenhängen zu organisieren, 
unter anderem in der von Lesben 
und Schwulen gemeinsam auf den 
Weg gebrachten „Instandbesetzung“ 
der „Rosa Lila Villa“ 1982. Bereits 
1980 wurde die „Homosexuellen 
Initiative“ (HOSI) Wien gegründet, 
in der sich seit 1981 auch lesbische 
Frauen engagierten und die als zen-
trale erinnerungspolitische Akteurin 
dieses Abschnitts bezeichnet werden 
kann. So versuchte die Initiative im 
Rahmen des Opferfürsorgegesetzes 
Entschädigungen für als homosexu-

und Schwulen, auch auf erinne-
rungspolitischer Ebene, ab. Den Be-
ginn der langsamen symbolischen 
wie materiellen Anerkennung in 
staatlich-öffentlichen Zusammen-
hängen machte die erste offizielle 
Erwähnung Homosexueller als NS-
Opfer durch Bundeskanzler Franz 
Vranitzky in seiner Rede vor dem Na-
tionalrat am 8. Juli 1991. Am 30. Juni 
1995 wurde das Nationalfondsgesetz 
verabschiedet, das explizit auch we-
gen ihrer sexuellen Orientierung ver-
folgte Personen berücksichtigte und 
für Antragsteller_innen eine „Geste-
zahlung“ in Höhe von etwa 5000 
Euro für erlittenes Unrecht durch 
das NS-Regime vorsah. Bei der zeit-
gleich stattfindenden Novellierung 
des Opferfürsorgegesetzes wurde die 
Erweiterung des Berechtigtenkreises 
auf Homosexuelle und als „asozial“ 
Verfolgte allerdings nicht angenom-
men; dies geschah erst im Jahr 2005. 
Im Laufe der 1990er Jahre rückte 
auch die Forderung nach offiziellem 
Gedenken stärker in den Vorder-
grund. So nahmen nun auch hohe 
Ämter bekleidende Politiker_innen 
an Kranzniederlegungen vor dem 
Homosexuellen-Gedenkstein in 
Mauthausen teil.

Die Stadt Wien schrieb 2005 einen 
Wettbewerb für ein Denkmal am 
Morzinplatz aus, den das Projekt 

„Rosa Platz“ des Künstlers Hans 
Kuppelwieser für sich entscheiden 
konnte. Der Entwurf wurde jedoch 

– aus technischen Gründen, wie es 
hieß – nicht umgesetzt. Ab 2010 wur-
den insgesamt vier temporäre Instal-
lationen auf dem Morzinplatz, u. a. 
Jakob Lena Knebls Projekt „Schwu-
le Sau“, und auf dem Gelände des 
Naschmarkts realisiert. Vergange-
nen Herbst kam wieder Bewegung 
in die Debatte um ein permanentes 
Mahnmal: Seit Oktober 2017 lädt die 
Wiener Antidiskriminierungsstelle 
(WASt) zu Diskussionsrunden ein, in 
denen Erwartungen an ein Gedenk-
zeichen diskutiert werden können. 
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